
 

Bühne. Natürlich war auch für 
eine musikalische Unterhaltung 
gesorgt, und ein Barbetrieb durf-
te auch nicht fehlen.

 Doch auch wenn wir eine schö-
ne Feier erleben durften, müs-
sen wir uns im Klaren sein, dass 
Gleichstellung noch lange nicht 
erreicht ist. Zwar dürfen Frauen 
seit rund 50 Jahren abstimmen, 
doch sind sie in vielen Fragen 
weiterhin benachteiligt: Lohn-
gleichheit, unbezahlte Care- 
Arbeit und der Mangel an Frauen 
in Führungspositionen sind nur 
einige Beispiele. Deshalb gilt es 
auch weiterhin für die Gleich-
stellung zu kämpfen. Gerade als 
Sozialdemokrat:innen müssen 
wir für dieses wichtige Anliegen 
einstehen. Packen wir es an!

Auf in den Wahlherbst!
In den nächsten Monaten finden 
in vielen Gemeinden die kommu-
nalen Wahlen statt. Stadträte, 
Einwohnerräte, Gemeinderäte und 
Kommissionen werden neu gewählt. 
Mit Kandidierenden, die nah an der 
Bevölkerung politisieren, die gut 
zuhören können, aber auch ihre 
Meinung sagen, können wir nicht 
nur in den Städten, sondern auch in 
den ländlichen Regionen punkten 
– heraufbeschworener Stadt-Land-
Graben hin oder her. Nun gilt es, die 
kommenden Abstimmungen – im 
September über die Ehe für alle 
und die 99%-Initiative – für den 
Wahlkampf zu nutzen und Präsenz 
zu markieren.
In einigen Gemeinden sind die Wah-
len bereits vorbei: So etwa in Rhein-
felden, wo die SP mit der Grossrats-
Co-Fraktionspräsidentin Claudia 
Rohrer wieder zurück im Stadtrat 
ist. Oder in Aarburg und Oftringen, 
wo Rolf Walser und Markus Steiner 
glanzvoll wieder gewählt wurden. 
Herzliche Gratulation!
Für den Erfolg unserer Kandidie-
renden gibt es viele Gründe. Vieles 
ist aber überall gleich: Die SP-Orts-
partei macht sichtbare, engagierte 
Politik für alle statt für wenige, die 
Kandidatinnen und Kandidaten 
haben ein grosses Netzwerk und 
können entsprechend gut mobili-
sieren. Herzlichen Dank für euer 
Engagement und viel Schwung und 
Erfolg all denjenigen, bei denen 
der Wahlkampf erst jetzt so richtig 
beginnt!

Gabriela Suter von 
Aarau ist SP-

Nationalrätin 
und Präsiden-
tin der SP 

Aargau.

Am 21. August 2021 feierten 
wir im Kiff in Aarau 50 Jahre 
Frauen:stimmrecht. Den Auf-
takt machten unsere Präsidentin 
 Gabriela Suter, sowie die beiden 
Co-Präsidentinnen der SP Frau-
en* Aargau Mia Gujer und Elena 
Flach. Im Anschluss durften wir 
die Basler Nationalrätin Sarah 
Wyss begrüssen. Der politische 
Teil war ein spannendes Podi-
um über die Rechte der Frauen 
früher und heute. Moderiert 
von unserer Grossrätin Lelia 
Hunziker diskutierten Sinem 
Gökçen, Co-Präsidentin der SP 
Migrant*innen Aargau, Mia Jen-
ni, Geschäftsleitungsmitglied der 
JUSO Schweiz, Ursula Mauch, alt 
Nationalrätin und unsere Na-
tionalrätin Yvonne Feri auf der 
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50 Jahre 
Frauen:stimmrecht 
Ein Grund zu feiern  
und einen Blick in  
die Zukunft zu wagen

Julia Hoppe von Herznach ist politische 
Sekretärin der SP Aargau.
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Integration –  
für uns alle
In meinem neuen Amt konnte ich bereits einige grössere Vorhaben an die 
Hand nehmen und abschliessen. Dazu gehört vor allem die Verlängerung 
des Kantonalen Integrationsprogramms (KIP), die der Grosse Rat noch 
kurz vor den Sommerferien beschlossen hat.

Seit 50 Jahren  
eine Demokratie!
Seit 50 Jahren sind wir eine Demokratie. 
Seit 50 Jahren können alle erwachsenen 
Menschen wählen, abstimmen und sich in 
ein Amt wählen lassen, unabhängig vom 
Geschlecht. Unsere Regeln sind nicht 
perfekt. Es gibt beispielsweise keine Regeln 
zur Finanzierung der Parteien und der 
Abstimmungskampagnen. Im Grossen Rat 
arbeiten wir immer wieder daran, unsere 
Demokratie zu verändern. Aktuell sollen die 
Hürden für die Initiativen und Referenden 
auf Gemeindeebene liberaler gestaltet 
werden. In vielen Gemeinden beteiligen sich 
jedoch immer weniger Menschen an der 
Gemeindeversammlung. Wenn nur 1 Pro-
zent der Stimmberechtigten anwesend ist, 
ist dieser Entscheid dann noch demokra-
tisch legitimiert? Ist es dann gerechtfertigt, 
dass für ein Referendum ein Zehntel oder 
neu 5 Prozent der Stimmberechtigten sich 
äussern sollen? Braucht es ein Quorum, 
damit der Entscheid der Gemeindever-
sammlung endgültig werden kann? Ist die 
Gemeindeversammlung noch zeitgemäss? 
Alles Fragen, die sich nicht leicht beantwor-
ten lassen und die wir als Gesellschaft wohl 
immer wieder diskutieren müssen. Denn 
die Gemeindeversammlung ist gleichzeitig 
auch der Kern unserer Demokratie.
Was sich leichter ändern lässt, sind die 
veralteten Bezeichnungen. Die Bezeich-
nungen Ammann und Frau Vizeammann 
sind nicht mehr zeitgemäss. Bereits heute 
können die einzelnen Gemeinden die 
Bezeichnungen im Alltag ändern, aber 
die Bezeichnung für die Wahlen ist in der 
Verfassung vorgegeben. Nach 50 Jahren 
Demokratie werden einige Frauen frak-
tionsübergreifend die Forderung stellen, 
dass in unserer Verfassung die veralteten 
Bezeichnungen geändert werden. Es mag 
nur eine sprachliche Änderung sein, aber 
die Sprache gestaltet unseren Alltag, auch 
den politischen Alltag.

Claudia Rohrer von Rheinfelden ist als SP-Grossrätin 
Fraktions-Copräsidentin und gewählte Stadträtin.

KOMMENTAR

Mit diesem Programm finanzieren der Bund 
und der Kanton gemeinsam die Integra-
tionsaktivitäten, die vorwiegend in den Ge-
meinden und auch von vielen Freiwilligen 
geleistet werden. Die Gemeinden spielen 
eine Schlüsselrolle, ohne sie würde es nicht 
gehen. So gibt es bereits 6 Regionale Integ-
rationsfachstellen (RIF), denen sich rund 60 
Gemeinden angeschlossen haben. Ziel ist, 
dieses Engagement in den Gemeinden noch 
zu verstärken: Einerseits sollen neue, wei-
tere RIF geschaffen werden, andererseits sol-
len neue Gemeinden für einen Anschluss an 
eine RIF gewonnen werden.

Die Angebote betreffen natürlich vor al-
lem die Sprache, die der wichtigste Faktor für 
eine schnelle Integration ist. Dass die Ange-
bote niederschwellig vor Ort in den Regionen 
stattfinden, ist wichtig. Denn Integration soll 
dort passieren, wo wir alle uns in die Gesell-
schaft integrieren: in der Gemeinde, in den 
Schulen, in den Vereinen – also wenn immer 
möglich in den Regelstrukturen. Das stellen 
die RIF sicher. Die Anlaufstelle Integration 
Aargau (AIA) unterstützt sie mit Informa-
tion, Beratung und Öffentlichkeitsarbeit.

Mit «Integration» ist aber mehr gemeint 
als die soziale Integration im engeren Sinne: 

Es geht auch um Integration in den Arbeits-
markt. Dies ist denn auch der inhaltliche 
Fokus, den das KIP setzt: Jugendliche, die im 
fortgeschrittenen Alter in die Schweiz ein-
wandern, haben oft Mühe, den beruflichen 
Anschluss zu finden – nicht weil sie ungenü-
gend ausgebildet wären, sondern vor allem 
wegen sprachlicher Hürden. Diese Jugend-
lichen wollen wir unter allen Umständen in 
eine Sekundär-II-Ausbildung, meistens eine 
Lehre, bringen. Dies ist nicht nur für die Be-
troffenen das Beste, sondern auch für unse-
ren Arbeitsmarkt, dem es mehr und mehr an 
ausgebildeten Berufsleuten mangelt.

Bei der Integration geht es also darum, 
das Potenzial zu nutzen, das Migrantin-
nen und Migranten mitbringen. So nützt 
Integration allen: den Betroffenen selbst, 
der Gesellschaft – also uns allen – und der 
Wirtschaft. Das hat auch das Parlament er-
kannt und dem Kredit für die Verlängerung 
zugestimmt. Mit diesem Geld finanziert der 
Kanton nicht die Integration im Asylbereich, 
die der Bund vollumfänglich übernimmt. 
Vielmehr geht es um alle anderen Menschen, 
die im Rahmen von Familiennachzug oder 
Arbeits migration in die Schweiz kommen. 
Das sind über 90 Prozent der Betroffenen. 
Das aktuelle KIP 2, das von 2019–2021 konzi-
piert war, wird nun also bis 2023 verlängert. 

Neben Kritik im Parlament gab es auch ei-
nen Antrag, mehr Mittel für die Integration 
zu verwenden. Natürlich gibt es noch Aspek-
te wie zum Beispiel die frühe Förderung, die 
noch forciert werden könnte. Dies wird im 
Rahmen der Erarbeitung des nächsten Pro-
gramms KIP 3 zu prüfen sein, die schon bald 
angegangen wird.

Dieter Egli  
von Windisch  
ist Aargauer  
SP-Regierungsrat.
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Klimaschutz  
ist dringender 
denn je!
Bei der Klimakrise geht es nicht «nur» ums Klima. Es geht darum,  
ob weite Teile der Erde langfristig bewohnbar bleiben. 

Sommer, Sonne, 
 Solidarität: Das  
Fest der Solidarität 
ist wieder da!
Politik geht bekanntlich über die Ohren, 
den Magen und die Geselligkeit. Genau 
darum wurde vor drei Jahren das Fest der 
Solidarität lanciert. Nach nur  zweimaliger 
Durchführung hat das Fest im Arbeiter-
strandbad in Tennwil schon fast Kultstatus. 
Leider fiel es im vergangenen Sommer der 
Pandemie zum Opfer. Am vergangenen  
14. August nun luden der Aargauische 
Gewerkschaftsbund, die SP, die JUSO, die 
Naturfreunde und die Stiftung Arbeiter-
standbad wieder zum Fest ein. 
Als Hauptprogramm nebst musikalischer 
Unterhaltung von Blue’s Tinus Triple 
 Trouble, Bar- und Grillbetrieb fungierten 
Juso Präsidentin Ronja Jansen und  
SP  Co-Präsidentin Mattea Meyer als  
Rednerinnen.
Im Fokus der Reden stand einerseits die 
Pandemie, aber auch der Solidaritäts-
Gedanke. So prangerte Meyer die unglei-
che Verteilung der weltweit hergestellten 
Impfstoffe an. Den Fakt, dass rund 80 
Prozent der Produktion an reiche Länder 
ausgeliefert wird, obwohl diese weniger als 
die Hälfte der Weltbevölkerung ausmachen, 
sei «unglaublich».
Als nächstes nahm sie die AHV21-Reform 
ins Visier. «Seit 20 Jahren wurde keine 
AHV-Reform, welche das Frauenrentenalter 
erhöht hätte, angenommen. Ich bin zuver-
sichtlich, dass auch diese gebodigt wird.»
Juso-Präsidentin Ronja Jansen hielt fest, 
dass von der viel beschworenen Solida-
rität anfangs der Pandemie nicht mehr 
viel übrig ist. «Der Profit der Reichen ist 
wieder mal wichtiger als Menschenleben», 
meinte sie und schlug so den Bogen zur 
99 %- Initiative, die am 26. September zur 
Abstimmung kommt. 

Roman Hostettler von Aarau ist Sekretär  
des Aargauischen Gewerkschaftsbunds.

KOMMENTAR

den Ersatz von Öl- und Gasheizungen gelegt 
wird. Im Verkehrsbereich sind der Ausbau 
des öffentlichen Verkehrs und der Aufbau 
eines E-Tankstellennetzes zentral. Auch 
beim Finanzplatz gibt es Möglichkeiten: Der 
Kanton kann seine eigenen Geldanlagen 
und  diejenigen der AKB und der Aargaui-
schen Pensionskasse fossilfrei machen. Die 
Zementindustrie und die Kehrichtverbren-
nungsanlagen emittieren besonders viel 
CO2. Hier könnte der Aargau die Entwick-
lungen zur CO2-Abscheidung vorantreiben 
und sich als Technologiekanton profilieren. 
Und schliesslich: In der fossilfreien Zukunft 
wird viel Strom benötigt. Es braucht deshalb 
einen Ausbau der erneuerbaren Energie-
produktion. Der Kanton muss in die Solar-
offensive und muss auch die Rahmenbedin-
gungen schaffen, damit auf möglichst vielen 
Dächern und versiegelten Flächen im Aargau 
Strom produziert und das Solarpotenzial 
ausgeschöpft wird. 

Nach der Ablehnung des CO2-Gesetzes 
stehen die Kantone besonders in der Pflicht, 
wirksame Massnahmen zu beschliessen. Der 
Aargauer Regierungsrat hat vor den Som-
merferien den «Klimakompass» als ersten 
Teil seiner Klimastrategie präsentiert. Es 
fehlt allerdings ein konkreter Massnahmen-
plan. Dieser soll bis Ende Jahr nachgereicht 
werden. Geplant ist auch ein runder Tisch 
mit allen Parteien, an dem wir unsere Vor-
schläge einbringen werden. 

Der neuste Bericht des UNO-Weltklimarats 
zeigt, dass die Erderwärmung um 1,5 Grad 
gegenüber der vorindustriellen Zeit wohl be-
reits in 20 Jahren überschritten wird. Welche 
Auswirkungen dies im Aargau haben wird, 
können wir nur erahnen. Sicher ist: Starkre-
gen und Hochwasser, gefolgt von Perioden 
extremer Trockenheit, werden bald die Regel 
sein. 

Dezidiertes Handeln ist nun gefragt! Es 
reicht nicht, wenn wir unsere Treibhausgas-
Emissionen ein wenig senken. Wir schaffen 
es nur, das Klima zu stabilisieren, wenn wir 
weltweit alle unsere Emissionen auf Netto 
Null bringen – und das so schnell wie mög-
lich. Appelle an die Eigenverantwortung ge-
nügen nicht, es braucht staatliche Interven-
tionen auf allen Ebenen. Die Vergangenheit 
zeigt, dass politisches Handeln im Umwelt-
bereich immer erfolgreich war, wenn Vor-
gaben erlassen und Investitionen getätigt 
wurden. So haben wir die Problematik der 
vergifteten, schäumenden Flüsse der fünf-
ziger Jahre mit staatlichen Investitionen in 
Kläranlagen und dem Phosphatverbot in den 
Griff bekommen. Genauso müssen wir auch 
beim Klimaschutz vorgehen. Es braucht Re-
gulierungen und staatliche Investitionen in 
den Klimaschutz, genauso, wie der Staat in 
die Bildung und die Sicherheit investiert. Kli-
maschutz ist nicht kostenlos zu haben. Eines 
ist aber klar: Nichts zu tun, kommt auf jeden 
Fall teurer.

Was kann der Aargau tun?
Das kantonale Energiegesetz muss dringend 
revidiert werden. Es braucht Vorschriften 
zum Heizungsersatz und finanzielle Unter-
stützung dafür. Bei der Förderung von Ge-
bäudesanierungen setzt die Klimaschutz-
initiative an, zu der momentan ein Gegen-
vorschlag ausgearbeitet wird. Wichtig ist, 
dass der Fokus des Förderprogramms auf 

Gabriela Suter  
von Aarau ist  
SP-Nationalrätin  
und Präsidentin  
der SP Aargau.



12 LINKS
196 ∙ 2021 Aargau

Personal entwicklung  
in der SP Aargau
Die Geschäftsleitung der SP Aargau hat im Sommer 2020 eine Arbeitsgruppe zur Entwicklung eines 
Personalentwicklungskonzepts für unsere Partei eingesetzt. Mitglieder der Arbeitsgruppe sind  
Gabriela Suter, Kathrin Scholl, Denise Widmer, Christian Oberholzer und ich.

Mit einem Konzept zur Personalentwicklung 
will die Geschäftsleitung den Akteurinnen 
und Akteuren in unserer Partei ein Instru-
mentarium zur Verfügung stellen, welches in 
den verschiedenen Phasen und Situationen 
im Rahmen der Förderung von politischen 
Entwicklungen und Karrieren beigezogen 
werden kann. Wir alle wissen, dass es nicht 
immer einfach ist, genügend Kandidieren-
de für die Besetzung der politischen Ämter 
in den Gemeinden und Bezirken zu finden. 
Gerade die politische Arbeit im Lokalen wird 
nicht immer als attraktiv wahrgenommen, 
oder es ist zu wenig klar, was diese Arbeit ei-
gentlich beinhaltet und wie sie funktioniert. 
Mit zielgerichteten kommunikativen Mass-

Andreas von Gunten 
von Kölliken ist  
SP-Gemeinderat. 

Weitere Auskünfte  
erteilt Julia Hoppe  
julia.hoppe@sp-aargau.ch

nahmen sollte es aber möglich sein, mehr 
Menschen für den Einsatz in unseren demo-
kratischen Institutionen zu begeistern. 

Gleichzeitig gilt es auch festzuhalten, 
dass nicht jede politische Karriere denselben 
klassischen Weg durch die verschiedenen 
Ebenen unseres Staatswesens, manchmal 
auch etwas despektierlich «Ochsentour» 
genannt, durchlaufen muss. Es ist auch mög-
lich, als Quereinsteigerin direkt auf kanto-
naler oder gar nationaler Ebene gewählt zu 
werden. Doch gerade auch in diesen Fällen 
kann es einen grossen Unterschied machen, 
ob eine professionelle Begleitung durch die 
Parteiorgane stattfindet oder nicht.

Eine bedeutungsvolle Funktion im Rah-
men der Personalentwicklung haben die 
Sektionen und Bezirke sowie unsere Unter-
gruppen Juso, SP Migrant:innen, SP Frau-
en und die SP 60+. Sie haben den inten-
sivsten Kontakt zu ihren Mitgliedern und 
Sympathisant:innen und können darum 
einerseits als erste Anlaufstelle und ande-
rerseits als Informationsquelle wichtige 
Impulse für potenzielle zukünftige Amts-
träger:innen geben.

Ende Mai haben wir Euch zum Mit machen 
bei einer Mitgliederbefragung zum Thema 
Personalentwicklung eingeladen, und Ihr 
habt rege daran teilgenommen. Ein grosses 
Dankeschön an alle, die mitgemacht haben! 
Wir haben in der Arbeitsgruppe eine erste 
Auswertung vorgenommen und werden die 
Erkenntnisse daraus in die weitere Arbeit 
am Konzept einfliessen lassen. Weiterhin 
werden als nächstes die Vorstände der Un-
tergruppen von uns kontaktiert, um weitere 
Anregungen für das Konzeptpapier aufneh-
men zu können.

Der derzeitige Zeitplan sieht vor, dass das 
Papier in einer ersten Version an der Präsidi-
enkonferenz vom 16. November 2021 verab-
schiedet wird. Es handelt sich dabei um ein 
Arbeitsinstrument, das laufend durch die 
neuen Erkenntnisse und Ergebnisse aus dem 
Einsatz in der Praxis ergänzt und angepasst 
werden wird.

Falls ihr schon jetzt Anregungen oder Ideen 
diskutieren oder mitteilen möchte, könnt Ihr 
Euch jederzeit an eines unserer Arbeitsgrup-
pen-Mitglieder wenden. 

INFORMATION FÜR DEUTSCHE STAATSANGEHÖRIGE IN DER SCHWEIZ

Deine Stimme bei der Bundestagswahl 2021

Option 1: Ich bin noch in Deutschland  
gemeldet.
Deine Wahlunterlagen werden an deine 
Meldeadresse geschickt. Mit diesen kannst 
du die Briefwahlunterlagen auch an eine 
Adresse in der Schweiz beantragen.
Viele Gemeinden ermöglichen den Brief-
wahlantrag auch online.

Option 2: Ich habe vor weniger als 25 Jahren 
in Deutschland gelebt.
Wenn Du nach deinem 14. Geburtstag min-
destens drei Monate ununterbrochen in der 
Bundesrepublik Deutschland gelebt hast und 
dieser Aufenthalt nicht länger als 25 Jahre 
zurückliegt, bist du wahlberechtigt.
Du wählst in der Regel im Wahlkreis deines 
letzten Wohnorts in Deutschland per Brief-

wahl. Das ist nicht online möglich. Du musst 
für jede Wahl rechtzeitig das Antragsformu-
lar zur Eintragung in das Wählerverzeichnis 
von www.bundeswahlleiter.de herunterla-
den, ausfüllen, und an die Verwaltung deines 
letzten Wohnorts schicken (z. B. «Rathaus, 
Stadt Wuppertal»).
Von dort werden dir frühestens sechs Wo-
chen vor der Wahl die Briefwahlunterlagen 
zugesandt. Sendet diese dann möglichst bald 
zurück – rechnet mit Tempo «Schnecken-
post», um sicherzugehen.

Fristen
Spätestens bis Ende August verschickst 
du den Antrag zur Eintragung ins Wähler-
verzeichnis. Das kannst du aber auch jetzt 
schon machen!

5. September: Der Antrag zur Eintragung ins 
Wählerverzeichnis muss bei der Stadt oder 
Gemeinde eingegangen sein.
26. September: Bundestagswahl!  
Die Briefwahlunterlagen müssen bei der 
Stadt oder Gemeinde eingegangen sein.  
Bitte hin reichend frankieren.
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VERANSTALTUNG «LANGZEITPFLEGE  
IM ALTER»

Gespräch mit  
Regula Dell’Anno-
Doppler und  
Alexandra  
Heilbronner
 
Am Dienstag, 14. September 2021 um 
19.30 Uhr, findet im Royal Baden die erste 
General versammlung von SP 60+ statt.
Nach den statutarischen Traktanden wird 
das Thema «Langzeitpflege im Alter» näher 
beleuchtet. Das Einführungsreferat hält 
 Regula Dell’Anno-Doppler, Frau Vizeam-
mann und Ressortvorsteherin Gesundheit 
und Soziales in Baden. Im Rahmen dieses 
Mandates ist sie Verwaltungsratspräsiden-
tin der beiden Institutionen der Langzeit-
pflege in Baden, dem Regionalen Pflege-
zentrum und dem Kehl.
Für das Hauptreferat konnte Alexandra 
Heilbronner, Direktorin im Reusspark, 
 Zentrum für Pflege und Betreuung, Nieder-
wil, gewonnen werden. Seit Januar 2021 ist 
Alexandra Heilbronner als Nachfolgerin von 
Thomas Peterhans im Reusspark (Gnaden-
thal) die leitende Person. Zudem ist sie im 
Stiftungsrat des Spitals Muri AG und als 
Dozentin am Kantonsspital St. Gallen tätig. 
Sie weiss sicher aus dem Vollen zu schöp-
fen. Wir sind gespannt.
Nach dem Referat ist eine Diskussion zum 
Thema geplant.

Marie-Louise Nussbaumer von Nussbaumen  
ist  Vorstandsmitglied bei SP 60+.

KOMMENTARNein zur Steuer-
gesetzrevision
Es ist noch keine zwei Jahre her seit der letzten Steuergesetzrevision, 
die als ausgewogene Lösung angepriesen wurde. Auf die Reduktion des 
Steuertarifs für Unternehmen wurde wegen der zahlreichen anderen 
Verbesserungen der Steuerberechnung für Unternehmen verzichtet. 
Der Kanton Aargau steht damit im interkantonalen Vergleich gut 
da. Finanzdirektor Markus Dieth äusserte sich damals deutlich: 
«Tarifsenkungen über mehrere Prozente sind für den Kanton Aargau 
zurzeit nicht möglich.» 

Arsène Perroud  
von Wohlen ist  
Gemeindeammann 
und SP-Grossrat.

Wer hat, dem wird gegeben
Zwei Jahre später ist nun scheinbar alles an-
ders. Das revidierte Steuergesetz war noch 
nicht in Kraft, da wurde im Grossen Rat der 
Antrag auf Senkung der Unternehmensbe-
steuerung von heute 18,6 Prozent auf 15,1 
Prozent für die gewinnstarken Unterneh-
men für Gewinne ab 250 000 Franken ge-
stellt.

Der Kanton geht davon aus, dass die Steu-
ersenkung etliche gewinnstarke Unterneh-
men in den Aargau lockt, deren Steuerein-
nahmen die Ausfälle kompensieren sollen, 
die sogenannten dynamischen Effekte. Die 
Erfahrungen anderer Kantone zeigen aber, 
dass diese Effekte nicht eintreffen werden. In 
der gesamten Vorlage legt der Regierungsrat 
nirgends dar, wie diese Prognosen zustande 
kamen. Das ist fahrlässig und unseriös. 

Mit der Reduktion der Gewinnsteuer-
tarife ergeben sich Mindererträge bis ins 
Jahr 2030 von gesamthaft über 1 Milliarde. 
Dabei sind die unbelegten und unsicheren 
dynamischen Effekte miteinberechnet. Das 
wird Spuren hinterlassen, auch wenn die Fi-
nanzlage des Kantons momentan gut ist. Die 
Gemeinden tragen die Hälfte der Ausfälle. 
Jährlich sind das über 42 Millionen. Als ein-
ziges Instrument bleibt ihnen ein Leistungs-
abbau oder eine Steuererhöhung für die 
natürlichen Personen. Die Vorlage entlastet 
weder KMU noch Unternehmen, welche un-
ter Corona gelitten haben, sondern nur die-
jenige Unternehmen, die riesige Gewinne 
ausweisen. 

Den Bürger*innen bringt es nichts,  
die Gemeinden bluten
Als zweite Forderung ist die Erhöhung der 
Pauschalabzüge für Versicherungs- und 
Krankenkassenprämien vorgesehen. Dieser 
Abzug entlastet nur die Gutverdienenden 
merklich. Die Entlastung der tiefen Ein-
kommen ist in Franken marginal. Wenn das 
bürgerliche Parlament tatsächlich etwas 
zur Entlastung der Familien und des Mit-
telstands aufgrund der steigenden Kran-
kenkassenprämien tun wollte – und das ist 
die formulierte Absicht – dann müssten die 
Prämienverbilligungen aufgestockt werden. 
Damit werden konkret diejenigen entlas-
tet, welche es tatsächlich nötig haben. Die 
Erhöhung des Pauschalabzugs belastet die 
Gemeinden mit jährlich mindestens 42 Mil-
lionen Franken.

Mit der vorliegenden Revision werden 
die Gemeinden massive Steuereinbussen 
haben. Die Gemeindeammänner haben sich 
klar gegen die Erhöhung des Pauschalabzugs 
und gegen die Senkung der Unternehmens-
steuertarife ausgesprochen, sofern es keine 
nachhaltige Gegenfinanzierung gibt. Die 
vorgesehene Teilentlastung der Gemeinden 
durch Kantonsgelder in den ersten vier Jah-
ren ist in keiner Art und Weise nachhaltig. 
Die Mindererträge werden auf Kantons- und 
vor allem auf Gemeindeebene zwangsläufig 
zu Abbaumassnahmen und Steuererhöhun-
gen führen.

Der Regierungsrat sieht vor, die Steuer-
gesetzrevision bereits per 1. Januar 2022 in 
Kraft zu setzen. Die zweite Beratung im Gros-
sen Rat ist im Dezember 2021 vorgesehen, 
eine allfällige Volksabstimmung kann erst 
im Jahr 2022 stattfinden. Eine rückwirkende 
Einführung verhindert Planungssicherheit 
für Gemeinden und Kanton.

Gegen diese Steuergesetzrevision müssen 
wir uns wehren. Im Parlament und spätes-
tens an der Urne.
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Weil es genug Ehe 
für alle hat
Es ist eine banale Frage, die sich hier der 
Stimmbevölkerung stellt, es geht um eine 
kleine Gesetzesänderung im ZGB, über 
die wir im September abstimmen müssen. 
Eine, bei der es fraglich ist, ob es diese 
denn wirklich braucht, denn die Bundes-
verfassung schützt das Grundrecht auf 
Ehe, ohne Geschlechter zu definieren, und 
auch im Gesetz ist kein Verbot der Ehe 
zwischen Menschen gleichen Geschlechts 
zu finden. Doch die Schweiz tat sich lange 
schwer damit, das Grundrecht auf Ehe-
schliessung auch auf gleichgeschlechtliche 
Paare auszuweiten. Im Parlament wurde 
lange debattiert, die Entscheide wurden 
verschoben und jahrelang nahezu ver-
schleppt. Sollen Homosexuelle normal hei-
raten können, also wirklich? Nach sieben 
langen Jahren haben sich Ende 2020 beide 
Kammern dazu durchgerungen, die Ehe 
ohne Abstriche auch für gleichgeschlecht-
liche Paare auszuweiten. Bald aber war das 
Referendum ergriffen, und im Herbst muss 
nun das Volk über diese Selbstverständ-
lichkeit befinden.
Mit dem im Jahr 2005 angenommenen 
Partnerschaftsgesetz galt die Schweiz 
lange als Vorreiterin bei der rechtlichen 
Absicherung gleichgeschlechtlicher Part-
nerschaften. Obwohl mit diesem Gesetz 
vielen homosexuellen Paaren wichtige 
Rechte verwehrt bleiben, betrachtete  
man die Einführung der eingetragenen  
Partnerschaft damals als klaren Fortschritt. 
Auch wenn es sich nur um etwas «Ehe-
ähnliches» handelte. Seither ist auf der 
Welt viel passiert. Während mittlerweile 
in allen westlichen Ländern, und darü-
ber hinaus, gleichgeschlechtliche Paare 
heiraten dürfen, ist die Schweiz beim 
Partnerschafts gesetz stehen geblieben 
und führt wie so oft ein Inseldasein. Es ist 
Zeit, dies zu ändern mit einem klaren Ja  
zur Ehe für alle am 26. September 2021.

Silvia Dell’Aquila von Aarau ist SP-Grossrätin.

KOMMENTAR

Neuerdings gibt es zu fast allem «alternati-
ve Fakten». Ehemalige amerikanische Präsi-
denten und auch die Social-Media-Bubbles 
im Corona-Bereich lassen grüssen. Niemand 
weiss so recht, was dort so alles geschwafelt 
wird.

Lasst mich zu Beginn ein paar Dinge  
klarstellen

«Es geht um eine Besserstellung und Bevor-
teilung – «DIE» wollen wieder mal mehr.»

FALSCH. Denn aktuell findet eine Ungleich-
behandlung statt. Gleichgeschlechtlich Lie-
bende – und auch ihre Kinder – sind in der 
Schweiz nicht gleichgestellt, weil sie nicht 
heiraten können und ihnen somit wichtige 
Rechte verwehrt bleiben. Obwohl die Bun-
desverfassung das Recht auf Heirat und Fa-
milie garantiert und jegliche Diskriminie-
rung aufgrund der Lebensform verbietet.

«Es gibt ja schon die eingetragene Partner-
schaft – das reicht doch vollkommen aus.»

FALSCH. Die eingetragene Partnerschaft 
(seit 2007 in Kraft) ist KEIN Ersatz für die 
Ehe. In vielen wichtigen Bereichen wie bei 
der Einbürgerung, beim Adoptionsverbot 
(die 2018 eingeführte «Stiefkindadoption» 
ist auch eher ein Murks), beim Schutz der Fa-
milie oder bei der Witwen- und Witwerrente 

gibt’s deutlich weniger Rechte. Ich darf mich 
zwar regelmässig als «in eingetragener Part-
nerschaft» outen, weil ich manchmal solche 
Angaben machen muss. Jedoch geniesse 
ich in Steuerfragen oder bezüglich AHV die 
gleichen Nachteile wie Verheiratete – jedoch 
halt eben ohne die gleichen Rechte.

«Das Ganze ist doch reine Salamitaktik. 
Bald geht’s um die Leihmutterschaft.»

FALSCH. Rechtsgleichheit ist doch wohl 
keine Salamitaktik, sie steht jedem Men-
schen unabhängig von seiner Lebensform zu  
(Art. 8 Abs. 2 unserer Bundesverfassung). 
Und nochmals FALSCH. Die Leihmutter-
schaft ist in der Schweiz für alle Personen 
verboten, so steht’s ebenfalls in der Verfas-
sung (Art. 119 Abs. 2 Bst. d). Punkt.

Und zum Schluss noch ein paar Anekdoten:
Ich mag mich noch gut an die entwürdigen-
den Diskussionen innerhalb meiner Par-
tei erinnern: «Adoption? Sicher nicht, die 
armen Kinder». «Schwule Pinguine» am 
ausserordentlichen Parteitag 2005 im KuK- 
Untergeschoss in Aarau. Offizielle Nomina-
tion von offen homophoben Mitgliedern auf 
die Nationalratsliste. Es waren viele anwe-
send, und die Protokolle gibt’s ja auch noch. 
Klar, jede:r darf seine Meinung haben, dafür 
trete ich nach wie vor ein. Jedoch sollten wir 
auf das Abwerten von Mitmenschen auf-
grund ihrer Lebensweise nun endlich ver-
zichten. Und zwar nicht nur vordergründig, 
sondern auch hinter der «schönen, offenen 
Fassade» in unserer eigenen, meiner Partei. 
Ich habe es selbst zur Genüge und bis vor 
kurzem immer wieder erlebt – es reicht nun. 
Das «JA» muss klar und eindeutig sein am  
26. September. Dafür werbe ich. Und ich bitte 
um Deine Unterstützung. Danke.

Marco Hardmeier von 
Aarau war SP-Grossrat,  
SP-Kantonalpräsident 
und Grossratspräsident 
2016.

ABSTIMMUNG VOM 26. SEPTEMBER 2021: EHE FÜR ALLE

Ist ein «Ja» zur Vorlage  
wirklich selbstver-
ständlich? Da bin ich  
mir nicht ganz sicher 
Die Schweiz macht im erwähnten gesellschaftspolitischen Bereich so 
alle zwei Jahrzehnte mal einen Sprung nach vorne. Sie wird auf einen 
Schlag führend, dafür dann bewundert und steht weit vorne. Und dann 
bleibt sie dort stehen. Und wartet. Wird von tief-katholischen Ländern 
wie Spanien und Irland sang- und klanglos überholt. Kommt es am  
26. September wieder zu einem Sprung? Oder – wenn es klappt – im euro-
päischen Rahmen eher zu einem «blossen Nachziehen»? 
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Für das Sekretariat 
Julia Hoppe

DANKE, Sascha!
Sascha Antenen ist sicherlich allen in der SP Aargau ein Begriff. Sei 
es für die Mitglieder als zuverlässiger Ansprechpartner in Sachen 
Kampagnen, für die Geschäftsleitung der strikte Herrscher über 
die Finanzen oder für die Sektionspräsidien, die abends spät noch 
eine Mail oder einen Anruf von ihm bekommen, wann denn mit den 
Daten für die nächste Standaktion zu rechnen ist. Gern gesehen ist 
er auch hinter der Bar an diversen Festen und Anlässen, das ist aber 
ein anderes Thema. In einem wird man sich einig sein, Sascha hat stets 
alles für die Partei getan und war Tag und Nacht zur Stelle!

Sascha ist ein Allrounder. Überall einsatz-
bereit. Nicht nur strategisch und poin-
tiert links, sondern auch mit viel Witz und 
Charme gewinnt er die Menschen für sich 
und die sozialdemokratischen Anliegen. 
Was weniger Spass macht, sind IT-Sachen. 
Aber Sascha kennt immer die Lösung. 

Unser Kampagnenleiter: Im Kanton Aar-
gau mit der SP Abstimmungen zu gewinnen, 
ist eine Herausforderung, der er sich immer 
wieder mutig gestellt hat. Ebenso bei den 
Regierungs- und Ständeratswahlen. Wir 
konnten gemeinsame Siege feiern, mussten 
aber auch Niederlagen einstecken. Egal, wie 
es ausging, Sascha behielt einen kühlen Kopf 
und hatte meist schon Plan B, C, D im Hin-

terkopf, um das Anliegen auf einer anderen 
Ebene zu positionieren. Durch die Erfah-
rungen als ehemaliger JUSO-Präsident ist 
Sascha sattelfest in Sachen Initiativen. Und 
er ist ein ausgezeichneter Referent, der auch 
komplexe Botschaften erklären und seinen 
Mitmenschen nahebringen kann.

Sascha ist und bleibt ein geschätzter Kol-
lege im Aarauer Volkshaus. Ab September 
wird er einer neuen Aufgabe bei der Jung-
wacht und Blauring als Fachverantwortli-
cher im Bereich Marketing, Fundraising & 
Kommunikation nachgehen. Sein zweites 
grosses, langjähriges Engagement neben 
der Politik. Sascha ist vielfältig, ebenso wie 
es der Job als Politischer Sekretär ist. Wahr-
scheinlich hat es gerade deshalb die letzten 
6,5 Jahre so gut gepasst. 

Wir wünschen dir, Sascha, alles erdenklich 
Gute für deinen weiteren beruflichen Werde-
gang und freuen uns schon jetzt auf sponta-
ne Besuche im Volkshaus. Hier wartet immer 
ein Kaffee auf dich, und Freund:innen, die 
dich im Arbeitsalltag schmerzlich vermissen 
werden. 

«Sascha hat die SP Aargau digitalisiert. 
Dank seinem technischen Know-How und 
seiner Flexibilität waren wir eine der ers-
ten Kantonalparteien überhaupt, die wäh-
rend der Coronazeit einen digitalen Partei-
tag durchgeführt haben. Auch die erste 
schriftliche Nomination in der Geschichte 
unserer Partei ist massgeblich ihm zu ver-
danken. Merci für alles, Sascha!»
Gabriela Suter

«Es wäre sicherlich unfair, Sascha auf das 
viele Bier zu reduzieren, das wir zusammen 
gekippt haben, aber es kommt mir eben 
doch zuerst in den Sinn. Das aber im Guten: 
Sascha wusste immer, dass Politik eben 
viel mit Menschlichkeit und Geselligkeit 
zu tun hat. Das macht neben seiner orga-
nisatorischen Präzision seine Stärke aus. 
Ich wünsche nur das Beste für die Zukunft 
– bis zum nächsten Bier!»
Cédric Wermuth

«Ich schätzte an der Zusammen-
arbeit mit Sascha unsere Streit-
kultur, … denn am Schluss gewann 
sowieso immer ich. Sascha, alles 
Gute bei der jubla – sicher auch 
eine spannende Arbeitgeberin.» 
Elisabeth Burgener

«Vielen Dank, Sascha, für  
deine langjährige Arbeit im 
SP-Sekretariat. Als versierter 
Kampagnen-Mensch hast du 
eine gute Spürnase für die guten 
 Themen und für das Machbare. 
Davon haben wir oft profitieren 
können. Dein Engagement für  
die Sache habe ich immer sehr 
 geschätzt – gerade auch dann, 
wenn wir nicht gleicher Meinung 
waren … Unsere Streitgespräche 
werde ich vermissen!» 
Dieter Egli

«Ob Telefonaktionen, Parteitag oder 
Wahlkämpfe – Sascha war stets präsent, 
zu  einem Spass aufgelegt, aber auch 
hartnäckig, wenn es um die Einhaltung 
von Budgetzahlen ging – manchmal 
etwas chaotisch, aber immer aufmerk-
sam und freundlich. Alles Gute, lieber 
Sascha!» 
Yvonne Feri

«An seiner Arbeit schätzte ich stets 
 seine Sattelfestigkeit in statutarischen 
und reglementarischen Belangen.  
Er wusste oft unsere strategischen 
 Entscheidungen oder Anträge am  
Parteitag auf deren Korrektheit zu  
beurteilen.» 
Rolf Schmid

«Wenn was zu erledigen war, sagtest 
du stets: ALLES KLAR! Wissend, mit 
verschmitztem Blick, tatest du’s mit viel 
Geschick und packtest alle deine Kräfte 
ins Führen der Parteigeschäfte. Wir 
danken dir für all das Viele und wünschen 
Glück für neue Ziele.»
Claudia Rohrer und Colette Basler

«Gerne werde ich mich an die Dispute  
ZWISCHEN TÜR UND ANGEL über die 
richtigen Strategien bei Wahl- und an 
deren Kämpfen erinnern. Insbesondere 
über die Frage, inwieweit Inserate in 
gedruckten Zeitungen in der heutigen 
digitalen Zeit noch sinnvoll seien. Noch 
bin ich anderer Meinung …» 
Renato Mazzocco
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AGENDA 
1. September 2021, 19 – 20 Uhr 
Ordentliche Bildungsreihe: Sicher und Selbstbewusst! Spontane Statements für Social Media 
vor der Kamera. Mit: Cybel Dickson (SoMe Leiterin GRW 2020 SP AG)
Zoom-Link auf Anfrage: sekretariat@sp-aargau.ch

2. September 2021, 20 Uhr, online via Zoom
Debattenabend als Grundlage für die Parolenfassung vom 7. September mit Nenad Stojanovic
Zoom-Link auf Anfrage: sekretariat@sp-aargau.ch

7. September 2021, 19 – 21, Alter Gemeindesaal, Lenzburg 
Ausserordentlicher Parteitag mit Verabschiedung von Sascha Antenen und Parolenfassung

22. September 2021, 19.30 – 21 Uhr, online via Zoom
Lesezirkel «Gleichstellung – gestern, heute, morgen», 50 Jahre nach dem Frauenstimmrecht
Online-Diskussion zu einem aktuellen Podcast von Isabel Rohner und Regula Stämpfli  
(diepodcastin.de). Moderation: Claudia Rohrer
Die Veranstaltungen finden online via Zoom statt. Der Link für das Meeting wird im Vorfeld 
an alle SP-Mitglieder verschickt. Bist du nicht Mitglied und willst trotzdem teilnehmen, dann 
melde dich bei sekretariat@sp-aargau.ch.

27. Oktober 2021, 19 – 20 Uhr, online via Zoom
Ordentliche Bildungsreihe: Du im Interview: Schlagfertige Antworten leicht gemacht.
Lesezirkel «Gleichstellung – gestern, heute, morgen». Mit: Pascal Pfister (Grossrat, Präsident 
SP BS), Zoom-Link auf Anfrage: sekretariat@sp-aargau.ch

ABSTIMMUNGEN VOM  
26. SEPTEMBER 2021 –  
PAROLEN DER SP AARGAU

Eidgenössische Abstimmungen:
• Volksinitiative vom 2. April 2019 

«Löhne entlasten, Kapital gerecht 
besteuern»(99%-Initiative): Ja

• Änderung vom 18. Dezember 2020 
des Schweizerischen Zivilgesetz-
buches (Ehe für alle): Ja

Kanton: Auf kantonaler Ebene gelan-
gen keine Vorlagen zur Abstimmung.

ABSTIMMUNGEN VOM  
28. NOVEMBER 2021

Eidgenössische Abstimmungen:
• Volksinitiative vom 7. November 

2017 «Für eine starke Pflege (Pflege-
initiative)»: Ja

• Volksinitiative vom 26. August 2019 
«Bestimmung der Bundesrichterin-
nen und Bundesrichter im Losverfah-
ren (Justiz-Initiative)»: Nein

• Änderung vom 19. März 2021 des 
Bundesgesetzes über die gesetz-
lichen Grundlagen für Verordnungen 
des Bundesrates zur Bewältigung 
der Covid-19-Epidemie (Covid-
19-Gesetz) (Härtefälle, Arbeitslosen-
versicherung, familienergänzende 
Kinderbetreuung, Kulturschaffende, 
Veranstaltungen): Ja

Kanton: Auf kantonaler Ebene gelan-
gen keine Vorlagen zur Abstimmung.

99%-INITIATIVE

Wer hat Angst vor 
dieser Initiative?
Trotz Angstkampagne der rechten Parteien und Wirtschaftsverbände 
haben 45 Prozent der Stimmbevölkerung vor, die 99%-Initiative anzu-
nehmen. Die JUSO ist überzeugt, dass das Rennen damit offen bleibt.  
Die Jungpartei ist optimistisch, dass der Ja-Anteil in den kommenden 
 Wochen noch gesteigert werden kann.

Die Umfrage der ersten Welle von 20Minu-
ten/Tamedia zeigt für die 99%-Initiative ein 
offenes Rennen. Obwohl die Gegner*innen 
seit Wochen Ängste schüren, haben aktuell 
45 Prozent der Stimmberechtigten vor, die 
99%-Initiative anzunehmen, 6 Prozent sind 
noch unentschieden. 

Die Initiative findet aktuell bei jungen 
Menschen, Frauen, der Westschweiz und 
den Städten eine Mehrheit. Der Ausgang der 
Abstimmung ist somit noch nicht abschätz-
bar. Die Jungsozialist*innen zeigen sich nach 
dieser ersten Prognose optimistisch. «Trotz 

millionenschwerer Gegenkampagne wollen 
bisher 45 Prozent der Stimmbevölkerung 
die Initiative annehmen», meine ich als Prä-
sidentin der JUSO Schweiz. Wenn wir in den 
folgenden Wochen klar machen können, dass 
die breite Bevölkerung davon profitiert, kann 
der Ja-Anteil noch steigen! Die JUSO ist über-
zeugt, dass dieser Abstimmungskampf noch 
nicht entschieden ist.

In den kommenden Wochen wird die 
JUSO ihre Kampagne intensiv weiterführen, 
welche mehrheitlich auf Freiwilligenarbeit 
beruht. 

Weiter im Fokus steht dabei, dass die  
99 Prozent der Bevölkerung täglich arbeiten 
gehen müssen und das reichste 1 Prozent 
sich von dieser Arbeit seine Kapitaleinkom-
men auszahlen lässt. Mit der 99%-Initiative 
soll den 99 Prozent ein Teil dessen zurück-
gegeben werden, was sie erarbeitet haben. 
Wir wollen mehr Gerechtigkeit für die 99 
Prozent, denn Geld arbeitet nicht, Menschen 
arbeiten.

Ronja Jansen von  
Frenkendorf ist  
Präsidentin der  
JUSO Schweiz.


